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Mittwoch, 23. Juni 2021

Baden-Wettingen,
Brugg-Windisch, Zurzach-Aaretal

SusanneVosererhielteineAbfindung
Neuenhof zahlte der zurückgetretenen FrauGemeindeammann 166000Franken – kritische Fragen und verärgerte Bürger an derGmeind.

Philipp Zimmermann

Vor zwei Jahren herrschte im
Gemeinderat vonNeuenhof di-
cke Luft: Ende November 2019
trat Susanne Voser (Mitte) als
Gemeindeammann per sofort
zurück – noch früher als erwar-
tet. EinenMonat zuvorhatte sie,
ebenso wie der parteilose Ge-
meinderat Andreas Muff, ihre
Demission auf den nächsten
Urnengang vom 9. Februar
2020 eingereicht.

Nach ihremRücktritt erhielt
Susanne Voser im Jahr 2020
eine Abfindung. Das haben die
Stimmberechtigten aus den
Unterlagen zur Gemeindever-
sammlung (Rechnung2020)er-
fahren. Begründung und Höhe
blieben jedoch unklar. Auf An-
frage kündigte Gemeindeam-
mann Martin Uebelhart (Die
Mitte) vergangene Woche der
AZ an, an der Gemeindever-
sammlung vom Montag infor-
mieren zuwollen. Auchmehre-
re Bürger hatten von der Ge-
meindeAuskunft verlangt.

Voser stellteAntragauf
Abfindung
Gemäss Personalreglement
richtet dieGemeindeeinemaus
dem Amt geschiedenen Ge-
meindeammann eine Abfin-
dungaus«beiNichtwiederwahl
oder wenn ein Verbleiben im
Amt aus zwingenden Gründen
nichtmehr zumutbar ist».Wel-
cheGründewaren das konkret?
Uebelhart ginganderVersamm-
lungnicht insDetail, sagte aber:
«Bevor wir den Betrag ausbe-
zahlt haben,nahmenwir juristi-
scheAbklärungenvor. Siehaben
gezeigt, dass der Anspruch ge-
geben ist.» Voser hatte den An-
trag fürdieAbfindung selbst ge-

stellt. Die drei anderenMitglie-
der des Gemeinderats, die bei
ihrem Rücktritt im Amt waren,
sind es heute noch.

HöchstmöglicheAbfindung
dankdreierAmtsperioden
«Susanne Voser hat brutto
166205 Franken erhalten»,
führte Martin Uebelhart weiter
aus. Reduziert hat sich der aus-
bezahlte Betrag um die vorge-

schriebenen Sozialversiche-
rungsabzüge. Voser war zu
einem 80-Prozent-Pensum an-
gestellt. Die Auszahlung ent-
sprach 110 Prozent des Jahres-
lohns, weil sie während dreier
Amtsperioden Gemeindeam-
mann war. Das sieht das Perso-
nalreglementderGemeindevor.
85 Prozent wären ihr bei zwei
Amtsperioden zugestanden, 50
Prozent bei einer.Wie lange sie

während einer Amtsperiode im
Amt war, spielt keine Rolle. In
Dienstjahren gezählt war Voser
nämlich sieben Jahre und elf
Monate imAmt.

Mehrere Votanten an der
Gmeind zeigten sich verärgert
über die Abfindung. Es fielen
Schlagwörter wie «Abzocke»
und«goldenerFallschirm».Ein
Mitglied der SVP forderte, dass
jeneFormulierungzudenAmts-

perioden imPersonalreglement
auf Dienstjahre geändert wer-
den soll. Martin Uebelhart ant-
wortete, dass der Gemeinderat
–unabhängigvonderAbfindung
– das Personalreglement über-
prüfenwolle, undnahmdieFor-
derungentgegen.Andernächs-
ten Gmeind will er zum aktuel-
len Stand informieren.

Ein Votant bemängelte
ausserdem, dass die Abfindung

erst vor der Gmeind kommuni-
ziertworden sei undnicht schon
im vergangenen Sommer, vor
den Grossratswahlen. Denn
Grossrätin Susanne Voser wäre
dann womöglich nicht «mit
einemsohervorragendenResul-
tat» wiedergewählt worden.
Martin Uebelhart entgegnete,
dass der Gemeinderat die
Kommunikation damals so
beschlossenhabe.«Der richtige
Zeitpunkt ist die Gemeinde-
versammlung mit dem Rech-
nungsabschluss.»

Susanne Voser verweist auf
AnfrageumeineStellungnahme
andenGemeinderatNeuenhof.
Denn dieser habe das Geschäft
beraten und beschlossen habe,
undsie sei nichtdie richtigePer-
son, um Auskunft zu geben. An
der Gmeind vom November
2019war sie nochmit Standing
Ovationsverabschiedetworden.
«Dieser Schritt ist mir nicht
leicht gefallen», sagt sie. «Wenn
man sich so viele Jahre mit so
vielHerzblut für eineSacheein-
setzt, fällt einem ein solcher
Entscheid extrem schwer.»

Das war Ende November 2019: Susanne Voser räumt ihr Büro im Gemeindehaus. Bild: Melanie Bär

Fusionsabstimmung:SVPverzichtetaufBeschwerde
NationalrätinStefanieHeimgartnerakzeptiertErgebnis zuBaden-Turgi –obwohlKantonAbstimmungsinfosbemängelt.

Am 13. Juni haben Baden und
Turgi Ja zur Ausarbeitung eines
Fusionsvertrages gestimmt.
Stefanie Heimgartner, SVP-Na-
tionalrätin aus Baden, erklärte
nochamWahlsonntag, siewolle
prüfen lassen, ob die Abstim-
mungsunterlagen rechtlich kor-
rektwaren.Dennaus ihrer Sicht
handeltees sichdabeium«inak-
zeptable Propaganda», wie sie
bereits im Vorfeld der Abstim-
mung erklärt hatte. Nur die Ar-
gumente der Befürworter seien
in der sogenannten «Abstim-
mungszeitung» aufgeführt, die
vonderStadtBadenundderGe-
meinde Turgi herausgegeben
wurde.DieArgumentederGeg-
nerschaft hingegen seien mit
keinemWort erwähnt.

Nun teilt Heimgartner mit,
sie werde keine Abstimmungs-
beschwerdeeinreichenundden
Volksentscheid akzeptieren.
«Für künftige Abstimmungen
verlange ich aber klar, dass die
Unterlagen ausgewogen daher-
kommen und die Befürworter,
wieauchdieandereMeinung, je
die Hälfte der Unterlagen zur
Verfügung bekommen.» Sollte

dies inZukunftnichtgeschehen,
«werde ich es mir offenlassen,
bereits im Vorfeld eine Abstim-
mungsbeschwerdezumachen».

KantonalerRechtsdienst:
«Dasgenügtwohlkaum»
Waren die offiziellen Abstim-
mungsunterlagen rechtlich kor-
rekt?DieseFragestellte sieMar-
tin Süess, Leiter Rechtsdienst
derkantonalenGemeindeabtei-
lung. Seine Einschätzung – es
handelt sich explizit nicht um
eine verbindliche Stellungnah-
me– liegtderAZvor.AusArtikel
34 Absatz 2 der Bundesverfas-
sung werde namentlich eine
Verpflichtung der Behörden auf
korrekteundzurückhaltende In-
formation im Vorfeld von Ab-
stimmungenabgeleitet.«Obdie
Abstimmungszeitung diesem
Erfordernis gerecht wird, ist für
mich eher fraglich», schreibt
Süess.

Zwar werde in einer Spalte
zudenChancenundRisikenauf
Unterlagen verwiesen, die auf
der Website baden-turgi.ch zur
Verfügung stehen. «Der Stadt-
ammannweist zudemin seinem

Statement immerhindaraufhin,
dass die Steuererträge von Tur-
gi – bei einem Steuerfuss auf
dem Niveau von Baden – um
1,4 Mio.Frankensinken.Dasge-
nügt indes für einekorrekteund
zurückhaltende Information
wohl kaum», bilanziert Süess.

Nicht jederMangel ist
erheblich
Allerdings führe nicht jeder
Mangel zur Aufhebung der Ab-
stimmung. «Nach der Recht-
sprechung ist eine solche nur
dann aufzuheben, wenn die ge-
rügtenUnregelmässigkeiten er-
heblich sind und das Ergebnis
beeinflusst habenkönnen.»Die
Beschwerdeführer müssen in
einem solchen Fall zwar nicht
nachweisen, dass sich derMan-
gel aufdasErgebnisderAbstim-
mung entscheidend ausgewirkt
hat. Es genügt, dass nach dem
festgestellten Sachverhalt eine
derartige Auswirkung im Be-
reich des Möglichen liegt. «Er-
scheint allerdings die Möglich-
keit, dassdieAbstimmungohne
den Mangel anders ausgefallen
wäre, nach den gesamten Um-

ständen als derart gering, dass
sie nicht mehr ernsthaft in Be-
tracht fällt, so kannvonderAuf-
hebung der Abstimmung abge-
sehen werden», erklärt Süess.
Und er weist darauf hin, dass
nach langjähriger Praxis des
Bundesgerichts ein Stimmbe-
rechtigterdasRecht zurAnfech-
tung einer Abstimmung ver-
wirkt, wenn er gegen behördli-
cheAnordnungen,welcheer für
unrichtig hält, nicht schon vor
derBeschlussfassungselbstEin-
spruch erhebt.

Die Stadt Baden hatte argu-
mentiert:«WennanderUrneein
ThemazurAbstimmungkommt,
über das zuvor bereits im Ein-
wohnerrat entschieden wurde,
dann müssen in den Abstim-
mungsunterlagenauchdieArgu-
mente der Minderheit aufge-
führtwerden.» Imvorliegenden
Fall aberhabederEinwohnerrat
nichtüberdieFrageabgestimmt,
ob ein Fusionsvertrag ausge-
arbeitet werden soll. Darum sei
eszulässig,dassderStadtrateine
klare Empfehlung abgebe.

Pirmin Kramer

StefanieHeimgartner
SVP-Nationalrätin aus Baden

«Fürdiekommen-
denAbstimmungen
verlange ich,dassdie
Unterlagenausgewo-
gendaherkommen.
Sonstwerde ichBe-
schwerdemachen.»

«Bevorwirden
Betragausbezahlt
haben,nahmen
wir juristische
Abklärungenvor.»

MartinUebelhart
GemeindeammannNeuenhof

Provisoriumauf
Ländliwiesewird
zurückgebaut
Baden Mit dem Bezug des Se-
kundarstufezentrums Burghal-
de – neu nennt es sich «Schule
Burghalde» – am9.Augustwird
der Grossteil des Provisoriums
auf der Ländliwiese nicht mehr
länger benötigt. Das Gebäude
wird deshalb wie geplant zu-
rückgebaut.Dies teiltedie Stadt
Baden am Dienstag mit. Dem-
entsprechendstartendieVorbe-
reitungsarbeiten für den Rück-
bau von Gebäude 1 am 5. Juli.
Die eigentlichen Arbeiten fin-
den dann in den Sommerferien
statt undsollenam3.August ab-
geschlossenwerden.

Da die Pfaffechappe wäh-
rend der nächsten zwei Jahre
vom Sommer 2021 bis zum
Sommer2023umgebautundsa-
niert wird, werden die Primar-
schülerinnenundPrimarschüler
ab dem 9. August das Gebäude
2 als Provisorium nutzen, teilt
die Stadtverwaltungweitermit.
Der Teil der Ländliwiese, auf
demmomentan das Gebäude 1
steht, wird nun wieder instand
gesetzt, sodass diese wieder als
Sport- undFreizeitwiesegenutzt
werden kann. (az)


